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Beistandspflicht des Stiefelternteils gemäss Art. 278 Abs. 2 i.V.m Art. 159 Abs. 3 ZGB / Familienunterhalt Art. 163 ZGB

Problem- und Fragestellung

Die Mutter und der Vater eines Kindes sind nicht verheiratet und leben nicht zusammen. Das Kind lebt bei der Mutter. Der Vater ist mit einer anderen Frau verheiratet. Diese ist erwerbstätig. Wie weit darf sie für die Unterhaltszahlungen des Vaters an das Kind einbezogen werden?

Erwägungen

Aus oben geschildertem Fall wird nicht ersichtlich, ob es sich um ein voreheliches Kind handelt oder ob das Kind während der Ehe des Vaters geboren wurde. Untenstehend gehen wir auf beide Möglichkeiten ein.

1.
Voreheliche nicht gemeinsame Kinder

Stiefeltern, zu denen kein rechtliches Kindesverhältnis besteht, sind nach Art. 278 Abs. 2 ZGB dem Stiefkind nicht direkt zu Unterhalt verpflichtet. Indessen ist im Rahmen von Art. 278 Abs. 2 ZGB dem andern Ehegatten mit Unterhaltspflichten gegenüber Kindern Beistand
 zu leisten.
 Dies kommt einer indirekten Unterhaltspflicht gleich.

Sie ist 

1. auf einen angemessenen Beitrag und sodann

2. auf voreheliche Stiefkinder, d.h. Kinder, welche vor der Ehe mit einer Drittperson gezeugt worden sind beschränkt.

Die Beistandspflicht soll bewirken, dass

1. die Ehe mit einem Stiefelternteil den Unterhaltsanspruch des Kindes gegen seinen direkt unterhaltspflichtigen Elternteil nicht schmälert. Umgekehrt soll es aus dieser Ehe auch keinen zusätzlichen Vorteil ziehen.
 Dieser letzte Grundsatz, welcher für den Scheidungs- und Kindesunterhalt ganz allgemein gilt, wird indessen angesichts des Art. 278 Abs. 2 ZGB im Zusammenhang mit Stiefeltern modifiziert. Sodann ist

2. diese Beistandspflicht subsidiär zu den Leistungen des zweiten Elternteils und allfälligen So​zialleistungen.

Die Unterstützung des unterhaltsverpflichtenden Elternteils durch den Ehegatten kann in zweifacher Form zu tragen kommen
:

1. durch Entlastung des unterhaltsverpflichtenden Elternteils bezüglich des ehelichen Unterhaltsbeitrages in der Ehe mit dem Stiefelternteil, wenn das unterstützungsberechtigte Kind nicht im gemeinsamen Haushalt lebt, oder

2. durch Einbezug des Kindesunterhalts in den Familienunterhalt in der Ehe mit dem Stiefelternteil, wenn das Kind im gemeinsamen Haushalt lebt.

Festlegung des Unterhaltsbeitrages für den nichtobhutsberechtigten leiblichen Elternteil 

(kein gemeinsamer Haushalt mit Kind)

Die Gatten haben gemeinsam für den Unterhalt der Familie aufzukommen, und zwar gemäss Art. 163 Abs. 1 „jeder nach seinen Kräften“, d.h. verhältnismässig. Hat ein Gatte Unterhaltsbeiträge für ein Kind zu zahlen, so sind seine Kräfte entsprechend vermindert. 

Vermag oder vermöchte er bei zumutbarem Einsatz seiner Kräfte den Unterhaltsbeitrag für das Kind und den gebührenden Unterhalt für die Familie aus seinen eigenen Mitteln zu finanzieren, so hat er auf den Beistand des Stiefelternteils nicht Anspruch. 
 

Dagegen wird dieser aktuell, wenn die Mittel des Elternteils nach Abzug des Unterhaltsbeitrages an das Kind nicht ausreichen, um den sonst auf ihn entfallenden Beitrag an die ehelichen Lasten aufzubringen. In dieser Situation muss der Stiefelternteil einen entsprechend grösseren Beitrag entrichten.

Zu solcher Mehrleistung ist der Stiefelternteil nur verpflichtet, wenn sie ihm nach Deckung des eigenen Unterhalts und desjenigen eigener einseitiger oder gemeinsamer Kinder zugemutet werden kann. Sie geht aber nicht über den Unterhaltsbeitrag des Elternteils und auch nicht über das hinaus, was dieser ohne die Ehe zu leisten vermöchte.

Das Bundesgericht sagt in BGE 115 III 103 E. 3b, S. 106: „Aus der Beistandspflicht unter Ehegatten (Art. 159 ZGB) und aus Art. 278 Abs. 2 ZGB ergibt sich, dass ein Ehegatte den anderen bei der Erfüllung seiner gesetzlichen, Dritte betreffenden Unterhaltspflichten insoweit zu unterstützen hat, als ihm dies zumutbar ist. Dieser Beistand besteht in erster Linie darin, dass der eine Ehegatte mehr an den ehelichen Unterhalt leistet, damit der andere vermehrt sein Einkommen für seine Unterhaltspflichten einsetzen kann. Der Ehegatte kann aber auch verpflichtet sein, dem anderen gewisse Geldmittel zur Erfüllung seiner Unterhaltspflicht zur Verfügung zu stellen (...).“

Für den erwerbstätigen Ehemann und Stiefvater beispielsweise bedeutet dies, dass er der unterhaltspflichtigen Mutter, die den Haushalt führt, einen entsprechenden Geldbetrag zur Verfügung stellt, um ihre Unterhaltspflicht zu erfüllen oder dass er sie von der Haushaltführung (teilweise) befreit, damit sie sich die entsprechenden Mittel selber verdienen kann.

Ist der Vater des vorehelichen Kindes erwerbstätig und die Stiefmutter führt den Haushalt, so kommt er für die Barkosten der Familie auf und bezahlt den Unterhaltsbeitrag für das Kind. Reichen seine Mittel nicht aus, so steht die Stiefmutter, die den Haushalt führt, ihm bei, indem sie soweit nötig und zumutbar, durch eigene Erwerbsarbeit an die Kosten des Haushalts beiträgt.

2.
Ausserhalb der Ehe geborene Kinder (sog. Ehebruchskinder)

Zeugt bzw. empfängt ein Ehegatte während der Ehe in einer Fremdbeziehung ein Kind, so wird er unter der Voraussetzung, dass ein Kindesverhältnis begründet wird, unterhaltspflichtig (Art. 276 ff. ZGB). Das wirft die Frag auf, ob und inwieweit der Unterhaltsbedarf dieses Kindes zum Familienunterhalt, an den beide Ehegatten, und zwar ein jeder nach seinen Kräften, beizutragen haben, zu rechnen ist. Ist die Zugehörigkeit zum Familienunterhalt zu verneinen, bleibt eine allfällige Beistandspflicht des anderen Ehegatten zu prüfen.

Einig ist sich die Lehre darin, dass weder die Ehefrau des Vaters noch der Ehemann, dessen Vaterschaft erfolgreich angefochten wurde (Art. 256 ff. ZGB), direkte Beitragsleistungen an den Unterhalt des Kindes zu erbringen haben. In beiden Fällen ist der Ehegatte dem Ehebruchskind gegenüber nicht unterhaltspflichtig. Die herrschende Lehre nimmt darüber hinaus an, dass ein Ehegatte dem untreuen Partner auch nicht primär oder direkt (d.h. durch Geldzahlungen oder Betreuungsleistungen an das Kind) in der Erfüllung seiner elterlichen Unterhaltspflicht beizustehen hat. Ein Analogieschluss zu Art. 278 Abs. 2 ZGB wird verneint.
 Im übrigen gehört der Unterhaltsbeitrag an das Kind grundsätzlich – vorbehältlich der Aufnahme des Ehebruchskindes in den gemeinsamen Haushalt der Ehegatten – auch nicht zum Familienunterhalt im Sinne von Art. 163 ZGB.

Umstritten ist hingegen, inwieweit ein Ehegatte insofern indirekt seinen untreuen Ehepartner bei der Erfüllung seiner Ehepflichten zu unterstützen hat, als es dessen verminderte Leistungsfähigkeit auszugleichen oder hinzunehmen gilt. Während ein Teil der Lehre eine entsprechende Pflicht gänzlich ablehnt
, wird sie von einem anderen Teil aufgrund von Art. 159 Abs. 3 ZGB – soweit zumutbar – bejaht. An die Zumutbarkeit wird dabei ein strenger Massstab angelegt.
 Die Kontroverse ist allerdings nur von Bedeutung, wenn der untreue Ehegatte nicht in der Lage ist, seine Unterhaltspflicht dem Kinde gegenüber (Art. 276 ff. ZGB) zu erfüllen, ohne dass diejenige aus der ehelichen Gemeinschaft (Art. 163 ZGB) davon berührt wird.
 Insofern dabei die Pflicht zur Hinnahme bzw. zur Ausgleichung der reduzierten Leistungsfähigkeit bejaht wird, findet im übrigen im Ergebnis eine Annäherung der Rechtslage an diejenige beim vorehelichen Kind statt.

Pflichten des verheirateten Elternteils eines ausserhalb der Ehe geborenen Kindes

(kein gemeinsamer Haushalt)

Der untreue Ehegatte hat die Geldleistungen an den Kindesunterhalt zusätzlich zu den ehelichen Unterhaltsleistungen zu erbringen. Dies bedeutet, dass die Unterhaltsverpflichtung gegenüber dem Kind im Verhältnis zwischen den Ehegatten grundsätzlich nicht als Minderung der Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen ist.
 Dies wiederum hat zur Folge, dass für die Erfüllung der Unterhaltsverbindlichkeit in erster Linie auf die Sparquote des Elternteils zurückgegriffen werden muss. Im weiteren hat die Ehefrau und Mutter den gegen den Vater gerichteten Unterhaltsanspruch des Kindes (Art. 276 ff. insb. 285 ff. ZGB) einzufordern (Art. 289 ZGB).

Sodann hat der unterhaltspflichtige Elternteil seine persönlichen Bedürfnisse einzuschränken und die damit eingesparten finanziellen Mittel (z.B. den Betrag zur freien Verfügung
) für den Kindesunterhalt zu verwenden.

Des weiteren kann er sich dazu gezwungen sehen, in der Freizeit einer Erwerbstätigkeit nachzugehen, um das zusätzlich benötigte Einkommen zu erzielen. Auch Betreuungsaufgaben und die Ausübung eines Besuchsrechts belasten in erster Linie die Freizeit, so dass der andere Ehegatte nicht gehalten ist, zusätzliche Hausarbeiten zu übernehmen.

Reichen weder die Sparquote, noch die Einschränkung in den persönlichen Bedürfnissen und eine in der Freizeit ausgeübte Erwerbstätigkeit für die Erfüllung der elterlichen Unterhaltspflicht aus, so kann vom Ehepartner verlangt werden, dass er in eine ihm zumutbare Aenderung der bisherigen Aufgabenteilung einwilligt, um es dem Elternteil zu ermöglichen, zusätzliches Erwerbseinkommen zu erzielen. So hat beispielsweise in einer Hausgattenehe der Erwerbstätige einen Teil der Hausarbeit zu übernehmen, damit der andere einer entlöhnten Arbeit nachgehen kann.

Ist der leibliche Elternteil nicht in der Lage, die zusätzlichen finanziellen Mittel aufzubringen, obwohl er sich im Bereich der persönlichen Bedürfnisse auf das Notwendigste beschränkt, und ist auch eine Steigerung des Einkommens ausgeschlossen, so hat sein Ehegatte eine Herabsetzung des Unterhaltsbeitrages im Rahmen von Art. 163 ZGB hinzunehmen.
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